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Yerwaltungsbericht

der

Direktion des Gemeindewesens des Kantons Bern

für

das Jahr 1889.

Direktor: Herr Regierungsrath Schär.
Stellvertreter: Herr Regierungsrath Scheurer.

I. Gesetzgebung.
Gesetze oder Dekrete, welche auf das Gemeindewesen

Bezug haben, sind während des Berichtsjahres
nicht erlassen worden.

Die Frage, auf welche Weise in Zukunft für die
Vornahme von Veränderungen in der Gemeindeein

theilung vorzugehen ist, wird erst im laufenden
Jahre entschieden werden können.

Angeregt durch den Erfolg der Gemeinde Otterbach

mit ihrem Rekurs gegen das Dekret vom
21. November 1887 ergriff auch die Gemeinde Alchen-
storf, welche durch Dekret vom nämlichen Tage mit
der Gemeinde Wyl zu einer Gemeinde vereinigt
worden war, den Rekurs an das Bundesgericht, das
jedoch auf die Beschwerde, weil verspätet, nicht
eintrat.

Bezüglich des Rekurses der II. Sektion der
Gemeinde Les Bois gegen einen Enscheid des Regierungs-
rathes vom 9. Januar 1884 hat der Grosse Rath am
23. Mai 1889 beschlossen:

1) Auf das Begehren der Herren Simonin und
Mithaften gegen die II. Sektion des Bois
betreffend das Gesammtgemeindebüdget pro 1884
wird nicht eingetreten, weil das Begehren nicht
gegen den richtigen Beklagten gestellt ist;

2) durch diesen Entscheid wird der materiellen
Streitfrage über die Auslegung des Ausscheidungsaktes

vom 27. Juni 1875 nicht präjudizirt und
das Recht den betheiligten Parteien in dieser
Hinsicht gewahrt. :

Dabei sprach der Grosse Rath jedoch die
Erwartung aus, dass die betheiligten Parteien ihrem
Versprechen gemäss sich über die obwaltenden
Differenzen verständigen würden.

Der Rekurs der gemischten Gemeinde Lamlingen
ist infolge Sanktion des neuen Nutzungsregiementes,
wodurch die auswärtswohnenden Burger von den
Nutzungen ausgeschlossen werden, gegenstandslos
geworden.

IL Organisation und Verwaltung.
Der Regierungsrath hat während des Berichtsjahres

auf hierseitigen Antrag folgende Akte der
Gemeindeverwaltung genehmigt :

2 Ausscheidungsverträge zwischen Kirch- und
Einwohnergemeinden ;

23 Organisations- und Verwaltungsreglemente
von Kirch-, Einwohner-, Burger- und Schulgemeinden

;

11
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16 Verwaltungsreglemente für einzelne Zweige
der Gemeindeverwaltung, wie Wegpolizei, Gemeindewerk,

Steuern etc.;
26 Gemeindenutzungsreglemente und Nachträge

zu solchen.

Ferner gelangten auf hierseitige Begutachtung
hin zur oberinstanzlichen Entscheidung des
Regierungsrathes :

5 Beschwerden gegen Geweindewahlen;
4 Steuerstreitigkeiten ;

4 Streitigkeiten über andere Fragen der
Gemeindeverwaltung;

11 Nutzungsstreitigkeiten.
In acht von diesen Streitfällen wurde das

erstinstanzliche Urtheil abgeändert oder aufgehoben, in
den übrigen aber bestätigt.

Von- einigem Interesse dürften folgende
Entscheidungen sein :

Auf einen Rekurs gegen die Vertheilung der
Kosten durch den erstinstanzlichen Richter wurde
nicht eingetreten, da im Administrativprozess, gleichwie

im Civilprozessverfahren, der Grundsatz gelte,
dass wegen Bestimmung der Kosten eine
selbstständige Appellation nicht stattfindet, wenn die
unterliegende Partei gegen das Haupturtheil die Weiterziehung

nicht ergriffen hat.
In einem Spezialfälle wurde erkannt, dass ein

erstinstanzlicher Richter sich im Rekusationsfalle

befinde, wenn eine der streitenden Parteien eine
Aktiengesellschaft sei, deren Aktionär er ist.

In einem Gemeindesteuerstreit entschied der
Regierungsrath, dass das in § 9 des Gesetzes über
das Steuerwesen in den Gemeinden zugesicherte
Steuerprivilegium nicht auf Institute mit der speziellen
Bezeichnung «Ersparnisskassen» beschränkt sei,
insofern das Requisit der Gemeinnützigkeit auch bei
andern ähnlichen Anstalten zutreffe, dass aber
umgekehrt auch Ersparnisskassen unter die Steuerpflicht

fallen, wenn und insoweit sie gewerbliche
Zwecke verfolgen, was überall da anzunehmen sei,
wo derartige Geldinstitute auf Aktien beruhen,
welchen der Reingewinn des Geschäftsjahres
zukömmt.

Auf eine bezügliche Anfrage hat der Regierungsrath
das Amt eines Gemeindekassiers prinzipiell als

ein Zwangsamt im Sinne des § 33 des Gemeindegesetzes

erklärt, wobei er sich jedoch vorbehielt, in
einzelnen Fällen mit Rücksicht auf besondere
Verhältnisse Ausnahmen von dieser Regel zu gestatten.
Die Frage, ob der Schwager eines Gemeinderaths-*
mitghedes die Stelle eines Gemeinde- und Gemeinde-
rathsschreibers bekleiden dürfe, wurde bejaht.

Bei den Regierungsstatthaltern langten
nachbezeichnete Beschwerden gegen Gemeinden und
Gemeindebeschlüsse ein ;



83

Amtsbezirke.

-B es

c fc.

- I
o

Erledig durch

Unerledigt.

Gegenstände der Beschwerden.

à

2,3
SM

> S

o

Entscheid.

a"
CO

M
a

a
rH

a
03
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Wasser-

und

Hochbauten. Weigerung gegen

Annahme

von
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5 4 1 4 1

12 7 2 3 4 4 4.
14 8 3 3 2 1 3 8

Biel 1 1 1

6 2 4 2 1 1 1 1

Burgdorf 12 4 7 1 3 1 6 2 ¦

Courtelary 5 3 2 1 2 2
33 4 29 5 5 5 16 2

Erlach 4 4 1 2 1

Fraubrunnen 5 2 3 3 2
6 5 1 2 1 1 1 1

4 3 1
l 2 1 1

3 1 2 1 1 1

Laupen
18. 4 13 1 3 4 3 6 2

Neuenstadt
50 18 26 6 9 1 23 16 1

3 2 1 1 2
50 19 25 6 7 10 29 4

Saanen
Schwarzenburg

1 1 1

2 2 2

Ober-Simmenthal.
Nieder-Simmenthal
Thun 36 28 6 2 2 33 1

Trachselwald .6 2 2 2 5 1

5 4 1 5

Verfügungen, die in das Gebiet der Aufsichtspflicht

über das Gemeindewesen fallen, hat der
Regierungsrath auf den Antrag der hierseitigen Direktion
folgende getroffen:

30 Ermächtigungen zur Aufnahme von Anleihen
an 2 Kirchgemeinden, 9 Burgergemeinden und 19

Ortsgemeinden. Die Gesammtsuinme dieser Anleihen
steigt auf Fr. 597,663.

12 Ermächtigungen an Gemeinden zur Abschreibung

oder Verwendung eines Theils ihres
Kapitalvermögens.

11 Gemeinden wurden zu Liegenschaftsverkäufen,
4 zu Liegenschaftsankäufen und 3 zum Verkauf vpn
J ura-Bern-Luzern-Bahnaktien ermächtigt.

12 Genehmigungen von Burgerrechtszusicherungen
nach § 74 des Gemeindegesetzes.

Die während des Verwaltungsjahres stattgefun-
deuen Burgerannahmen vertheilen sich auf folgende
Gemeinden :

Schweizerbürger
Kantonsaus andern

Ausbürger. Kantonen. länder. Total
Bätterkinden 1 1

Biel 1 1 1 3

Burgdorf ¦ - 1 1

Bern 9 16 5 30
Bremgarten 2 2

Epiquerez
St. Immer

3
1

3
1

Köniz 1 1

Guttannen 6 6

Langenthai
Miécourt

3 1 4
4

Münsingen
Renan ¦ 1

1

1

1

Thun 1 2 1 4
Pruntrut 5

Vellerat 1 1
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Ueber die Thätigkeit und Pflichterfüllung der
meisten Gemeindebehörden und Genieindebeamten
sprechen die Amtsberichte der Regierungsstatthalter
ihre Befriedigung aus.

Gegen die Kassiere dreier Gemeinden musste
die Verhaftung verfügt werden, um sie zur Ablieferung
der schuldigen Restanzen oder Ablage der Rechnung
zu zwingen.

Dagegen hat eine jurassische Gemeinde die ihr
im Jahre 1887 entzogene Verwaltung auf Ende Juli
wieder übernommen.

Rechnungswesen.

Auf Ende des Berichtsiahres standen noch
nachbezeichnete Gemeinderechnungen aus. In den
Amtsbezirken :

Interlaken.

Ebligen, Ortsgutsrechnung pro 1888.
Unterseen, Burgergutsrechnung pro 1888.

Oberhasle.

Grund, Bäuertgemeinderechnung pro 1888.
Meiringen, Burgergutsrechnung » »

Freibergen.

Epiquerez, Ortsgutsrechnung pro 1888.
Muriaux, » » »

Noirmont, » » »

In den übrigen Amtsbezirken sind nach den
Berichten der Regierungsstatthalter keine Rechnungsausstände

mehr, und es ist zu erwarten, dass diese
Rubrik in Zukunft ganz aus dem Verwaltungsbericht
der Gemeindedirektion verschwinden wird.

Benutzung der Gemeindegüter.

Ueber diesen Gegenstand ist für dieses Jahr
wenig hervorzuheben.

Auf ein bezügliches Gesuch hat der Regierungsrath
entschieden, die ungleiche Behandlung beider

Geschlechter bei der Zuerkennung der Burger-
nutzungsberechtigung zum Nachtheil des weiblichen
könne in unserer Zeit nicht mehr anerkannt werden,
zumal es ja notorische Thatsache sei, dass eine auf
sich selbst angewiesene ledige Weibsperson mehr
Mühe hat, sich durch's Leben zu schlagen, als eine
ledige Mannsperson.

Durch Berücksichtigung dieses Gesuches hat der
Regierungsrath mit seiner bisherigen Praxis in
ähnlichen Fällen, wonach die Festsetzung der Bedingungen
für den Bezug der Burgernutzungen ausschliesslich
als Sache der betreffenden Gemeinden erklärt wurde,
gebrochen. Es kann diese Aenderung im Interesse
einer liberaleren Gestaltung der Nutzungsverhältnisse
nur begrüsst werden.

Bern, den 12. Mai 1890.

Der*Direktor des Gemeindewesens:

Schär.
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